
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und  
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit  

Öffentliche Bekanntmachung - Errichtung und Betrieb von  
2 Windkraftanlagen auf der Gemarkung Neuendorf, Verbandsgemeinde Prüm 

 
Die Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm als zuständige Genehmigungsbehörde 
macht gemäß § 10 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der derzeit geltenden Fassung in Verbindung mit 
§§ 8 ff. der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV), §§ 18 und 19 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
sowie aktuell davon abweichend bzw. ergänzend hierzu die Regelungen des Gesetzes zur 
Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der CO-
VID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG), jeweils in der derzeit geltenden 
Fassung Folgendes bekannt: 

1. Die EnBW Windkraftprojekte GmbH, Schelmenwasenstraße 15, 70562 Stuttgart, vertreten 
durch die GAIA mbH, Jahnstraße 28, 67245 Lambsheim beantragt die Genehmigung zur 
Errichtung und Betrieb von 2 Windkraftanlagen des Typs Vestas V150-4.2 MW, davon 
1 WKA mit einer Nabenhöhe von 166 m und 1 WKA mit einer Nabenhöhe von 123 m, 
Rotordurchmesser jeweils 150 m, Nennleistung jeweils 4,2 MW, in der Verbandsgemeinde 
Prüm, Gemarkung Neuendorf, Flur 1, Flurstücke Nr. 6, 8/1, 70, und Flur 2, Flurstück Nr. 2. 
Die Anlagen sollen voraussichtlich im November 2022 in Betrieb genommen werden. 
Hierfür ist gemäß §§ 4 Abs. 1 und 10 BImSchG in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Ziffer 1 der 
Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) in der zurzeit geltenden Fassung in 
Verbindung mit Nr. 1.6.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV sowie den §§ 8 ff. der 9. BImSchV 
ein förmliches Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. 

Für das Verfahren und die Entscheidung über die Erteilung der beantragten Genehmigung 
ist nach der Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Immissions-
schutzes (ImSchZuVO) i. V. m. § 1 Abs. 1 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes 
(LVwVfG) und § 3 Abs. 1 Ziffern 1 und 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes die Kreis-
verwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm in Bitburg als Untere Immissionsschutzbehörde 
zuständig. 

2. Im Umfeld der geplanten WKA sind im Nachbarkreis Vulkaneifel im Bereich der Verbands-
gemeinde Gerolstein bereits mehr als 20 WKA realisiert, so dass ein Zusammenhang mit 
dem geplanten Vorhaben besteht. Für das Vorhaben wurde von der Antragstellerin gemäß 
§ 11 i.V.m. § 7 Abs. 3 UVPG die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung be-
antragt. Der Entfall der Vorprüfung wird von der Genehmigungsbehörde als zweckmäßig 
erachtet. Ein entsprechender Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) wurde mit den Antragsunterlagen vorgelegt. 

Der UVP-Bericht und die den Antragsunterlagen beigefügten weiteren umweltrelevanten 
Unterlagen (u. a. Fachbeitrag Naturschutz incl. Begleitplan, Faunistisches Fachgutachten 
– Avifauna und Fledermaus, Artenschutzrechtliche Prüfung, Haselmausgutachten) enthal-
ten gebündelte Angaben bzgl. der zu erwartenden Umweltauswirkungen auf die Schutz-
güter des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Menschen, insbesondere die 
menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter) sowie zu den 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. Weitere Angaben über Art und Umfang 
des Vorhabens sowie deren Auswirkungen auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit 
und Empfehlungen zur Begrenzung dieser Auswirkungen einschließlich Gutachten, ins-
besondere zu Schall und Schattenwurf, können den Antrags- und Planunterlagen zum 
Verwaltungsverfahren mit dem Aktenzeichen 06U190233-10 entnommen werden. 
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3. Die Antrags- und Planunterlagen einschließlich der Unterlagen zur Umweltverträglichkeit in 
Form eines UVP-Berichtes sowie die entscheidungserheblichen sonstigen der Genehmi-
gungsbehörde zum Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegenden behördlichen Unterlagen, 
die Angaben über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemein-
heit oder Empfehlungen zur Begrenzung dieser Auswirkungen enthalten, werden gemäß 
§ 10 der 9. BImSchV i. V. m. § 3 des Planungssicherstellungsgesetzes in dem Zeitraum 
vom 29.03.2021 bis einschließlich 28.04.2021 (Auslegungsfrist) zu jedermanns Ein-
sichtnahme ausgelegt und sind auf der Internetseite der Kreisverwaltung des Eifelkreises 
Bitburg-Prüm unter dem Link https://www.bitburg-pruem.de/cms/bekanntmachungen  
und im UVP-Portal des Landes Rheinland-Pfalz (https://www.uvp-verbund.de/portal/) 
zugänglich. 

Darüber hinaus liegen Ausfertigungen der Unterlagen aus von Montag, 29.03.2021 bis 
einschließlich Mittwoch, 28.04.2021 bei der 

Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm, Amt 06 - Bauen und Umwelt, Trierer Stra-
ße 1, 54634 Bitburg, Zimmer Nr. 320 (Telefon 06561 15-3200, E-Mail schons.richard@ 
bitburg-pruem.de oder Telefon 06561 15-3201, E-Mail rings.sandra@bitburg-pruem.de) 
während der Dienstzeiten: Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, sowie Don-
nerstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 

und bei der  

Verbandsgemeindeverwaltung Prüm, Fachbereich Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen, 
Tiergartenstraße 54, 54595 Prüm, Zimmer Nr. 305 (Telefon 06551 943-305, E-Mail robert. 
ennen@vg-pruem.de, Telefon 06551 943-304, E-Mail claudia.breuer@vg-pruem.de) wäh-
rend der Dienstzeiten: Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie Donnerstag 
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

Weil das beantragte Vorhaben in der Gemeinde Neuendorf an den Vulkaneifelkreis bzw. 
die Verbandsgemeinde Gerolstein angrenzt, erfolgt die Offenlage auch bei der 

Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein, Abteilung 2 – Bauen und Umwelt, Kyllweg 1, 
54568 Gerolstein, Zimmer Nr. 212 (Telefon: 06591 13-1106, E-Mail winfried.schegner@ 
gerolstein.de) während der Dienstzeiten: Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
sowie Montag und Mittwoch von 13.30 Uhr bis 16.30 Uhr,  

Die Unterlagen können dort während der o. a. Dienststunden nach Terminvereinbarung 
und nach Maßgabe der jeweils aktuell geltenden pandemiebedingten örtlichen 
Regelungen eingesehen werden. 

4. Die Öffentlichkeit kann Einwendungen gegen das Vorhaben vom 29.03.2021 bis ein-
schließlich 28.05.2021 (Einwendungsfrist) schriftlich bei den vorgenannten Auslegungs-
stellen oder elektronisch (info@bitburg-pruem.de oder schons.richard@bitburg-pruem.de) 
erheben. Das Datum des Eingangs ist maßgebend.  
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.  

5. Gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG kann die Genehmigungsbehörde nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen mit dem Antrag-
steller und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erörtern. Sollte die Genehmi-
gungsbehörde im Rahmen dieser Ermessensentscheidung die Durchführung eines Erörte-
rungstermins für erforderlich halten, so ist dieser nach § 18 Abs. 1 der 9. BImSchV öffent-
lich und findet statt am Dienstag, 29.06.2021, ab 10:00 Uhr im Großen Sitzungssaal 
(Zimmer 132) der Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm in Bitburg, Trierer Straße 1. 
Der Erörterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu erörtern, 
soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
Er soll denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit zur Erläuterung ihrer 
Einwendungen geben. Die formgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erör-
tert (§ 10 Abs. 4 Nr. 3 BlmSchG). 
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Nach Ablauf der Einwendungsfrist prüft die Immissionsschutzbehörde, ob der Erörterungs-
termin wegen dann möglichweise geltender Beschränkungen aufgrund der COVID-19-
Pandemie oder wegen des Risikos der weiteren Ausbreitung des Virus gegebenenfalls 
verlegt werden muss. Sollte die Gefahr einer Verlegung bestehen, wird die Behörde den 
Einwendern bekannt geben, dass der Erörterungstermin nach § 5 Abs. 2 Planungssi-
cherstellungsgesetz (PlanSiG) als Online-Konsultation stattfindet. 

6. Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungen dem Antragsteller und den beteiligten 
Behörden, die in ihrem Aufgabenbereich berührt sind, bekanntzugeben sind. Auf Verlangen 
des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich 
gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind (§ 12 Abs. 2 Satz 3 der 9. BImSchV). 

7. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung der Genehmigung ersetzt werden. 

8. Der Nachbarstaat Belgien wurde über das beantragte Vorhaben unterrichtet (grenzüber-
schreitende Behördenbeteiligung). 

 
Bitburg, den 09. März 2021 
Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm 
Trierer Straße 1, 54634 Bitburg 
In Vertretung: 
gez.: Andrea Fabry 


